
2.3.6 Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 

Europa 

Vom 01.08.1975 (Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 

Bundesregierung 1975, 965 ff.) 

VII.   Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, 

Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit 

Die Teilnehmerstaaten werden die Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-

, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit für alle ohne Unterschied der Rasse, des 

Geschlechts, der Sprache oder der Religion achten. 

Sie werden die wirksame Ausübung der zivilen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 

sowie der anderen Rechte und Freiheiten, die sich alle aus der dem Menschen innewohnenden Würde 

ergeben und für seine freie und volle Entfaltung wesentlich sind, fördern und ermutigen. 

In diesem Rahmen werden die Teilnehmerstaaten die Freiheit des Individuums anerkennen und achten, 

sich allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu einer Religion oder einer Überzeugung in 

Übereinstimmung mit dem, was sein Gewissen ihm gebietet, zu bekennen und sie auszuüben. 

Die Teilnehmerstaaten, auf deren Territorium nationale Minderheiten bestehen, werden das Recht von 

Personen, die zu solchen Minderheiten gehören, auf Gleichheit vor dem Gesetz achten; sie werden 

ihnen jede Möglichkeit für den tatsächlichen Genuß der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

gewähren und werden auf diese Weise ihre berechtigten Interessen in diesem Bereich schützen. 

Die Teilnehmerstaaten anerkennen die universelle Bedeutung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten, deren Achtung ein wesentlicher Faktor für den Frieden, die Gerechtigkeit und das 

Wohlergehen ist, die ihrerseits erforderlich sind, um die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen 

und der Zusammenarbeit zwischen ihnen sowie zwischen allen Staaten zu gewährleisten. 

Sie werden diese Rechte und Freiheiten in ihren gegenseitigen Beziehungen stets achten und sich 

einzeln und gemeinsam, auch in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen, bemühen, die 

universelle und wirksame Achtung dieser Rechte und Freiheiten zu fördern. 

Sie bestätigen das Recht des Individuums, seine Rechte und Pflichten auf diesem Gebiet zu kennen 

und auszuüben. 

Auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfreiheiten werden die Teilnehmerstaaten in 

Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und mit der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte handeln. Sie werden ferner ihre Verpflichtungen erfüllen, 

wie diese festgelegt sind in den internationalen Erklärungen und Abkommen auf diesem Gebiet, 

soweit sie an sie gebunden sind, darunter auch in den Internationalen Konventionen über die 

Menschenrechte. 

(...) 

Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen 

Die Teilnehmerstaaten, 



Von dem Wunsche geleitet, zur Stärkung des Friedens und der Verständigung zwischen den Völkern 

und zur geistigen Bereicherung der menschlichen Persönlichkeit ohne Unterschied von Rasse, 

Geschlecht, Sprache oder Religion beizutragen, 

Im Bewußtsein, daß eine Steigerung des Austausches auf dem Gebiet der Kultur und Bildung, eine 

größere Verbreitung von Information, Kontakte zwischen den Menschen und die Lösung humanitärer 

Probleme zur Erreichung dieser Ziele beitragen werden, 

Daher entschlossen, unabhängig von ihren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systemen 

untereinander zusammenzuarbeiten, um in den oben genannten Bereichen bessere Bedingungen zu 

schaffen, bestehende Formen der Zusammenarbeit zu entwickeln und zu stärken sowie neue, diesen 

Zielen gemäße Mittel und Wege auszuarbeiten, 

In der Überzeugung, daß diese Zusammenarbeit unter voller Achtung der die Beziehungen zwischen 

den Teilnehmerstaaten leitenden Prinzipien durchgeführt werden sollte, wie sie in dem einschlägigen 

Dokument aufgeführt sind, 

Haben folgendes angenommen:  

1. Menschliche Kontakte 

(...) 

d) Reisen aus persönlichen oder beruflichen Gründen 

(...) 

Sie bestätigen, daß religiöse Bekenntnisse, Institutionen und Organisationen, die im 

verfassungsmäßigen Rahmen der Teilnehmerstaaten wirken, sowie ihre Vertreter in den Bereichen 

ihrer Tätigkeit untereinander Kontakte und Treffen haben sowie Informationen austauschen können 

 

 


